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Absichtserklärung Medienkunstfonds 
 
Stand: 30.09.2021 
 
Absichtserklärung 
 
zwischen  
 
Institution/Initiative/Veranstalter*in 
Name  
Rechtsform 
Adresse 
– nachfolgend Antragsteller*in genannt – 
 
und 
 
Institution/Initiative/Veranstalter*in 
Name  
Rechtsform 
Adresse 
– nachfolgend Kooperationspartner*in genannt –. 
 

 

1. Vorbemerkungen 
 
Die Antragsteller*in kooperiert mit der Kooperationspartner*in zum Zweck der Umsetzung 
des Förderprogrammes „Fonds zur Förderung neuer kooperativer Prozesse in der Medien-
kunst und digitalen Kultur des Landes Nordrhein-Westfalen (kurz: Medienkunstfonds)“ für 
das Projekt „bitte eintragen“ im Rahmen der Fördergrundsätze des Ministeriums für Kultur 
und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen vom 13.01.2021.  
 
Die Parteien bekräftigen nachstehend die Absicht der inhaltlichen Kooperation und Zusam-
menarbeit zur Umsetzung des Projekts. Die Parteien sind sich bewusst, dass die Antragstel-
ler*in alle finanziellen Angelegenheiten des Projektvorhabens (Mittelabruf, ggf. Vergabe, 
Verausgabung, Abrechnung, VWN) regelt und keine Mittel an die Kooperationspartner*in 
weiter leiten darf (Andernfalls wird im Vorfeld der Projekteinreichung beim Büro  
medienwerk.nrw  ein Weiterleitungsvertrag geschlossen). 

 

2. Verpflichtung der Parteien  
 
Gegenstand der Verpflichtung ist die gemeinsame Umsetzung des Projekts „bitte eintra-
gen“. Beide Parteien haben sich im Vorfeld der Projekteinreichung beim Büro medien-
werk.nrw auf die Aufgabenteilung verständigt und werden diese grundsätzlich einhalten. 
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(1) Die Antragsteller*in und die Kooperationspartner*in vereinbaren, sich gegenseitig um-
gehend Informationen, die den Fortgang des Projektes beeinflussen können, zur Verfü-
gung zu stellen.  
 

(2) Die Kooperationspartner*in ist gehalten, bei jeder Form der Darstellung einer aus Mit-
teln des Landes Nordrhein-Westfalen finanzierten Maßnahme an herausgehobener 
Stelle auf die Förderung hinzuweisen. 

(3) Die Kooperationspartner*in ist verpflichtet, für wissenschaftliche Untersuchungen im 
Rahmen der Evaluierung Informationen über die geförderte Maßnahme, auch nach 
Abschluss des Projekts, zur Verfügung zu stellen, sofern datenschutzrechtliche Belange 
dem nicht entgegenstehen. 

 

 

3. Laufzeit der Vereinbarung  
 
Vorstehende Regelungen gelten für die Zeit vom „bitte eintragen“ bis zum „bitte eintragen“ 
(Dauer des Durchführungszeitraums), soweit sich die Regelungen nicht ausdrücklich auf die 
Zeit nach Ende des Durchführungszeitraums beziehen und keiner der Vertragspartner von 
seinem Kündigungsrecht nach Punkt 4 Gebrauch macht. 

 

4. Beendigung der Zusammenarbeit  
 

Die Vereinbarung kann von den Parteien mit einer Frist von 3 Monaten zum Monatsende 
gekündigt werden. Innerhalb des Durchführungszeitraums können die Parteien die Verein-
barung nur aus wichtigen Gründen beenden und haben das Büro medienwerk.nrw umge-
hend in Kenntnis zu setzten. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn eine Partei 
gegen die Pflichten aus Punkt 2 dieser Vereinbarung verstößt.  

 

5. Vertraulichkeit und Datenschutz  
 
(1) Die Parteien haben über alle ihnen bekannt gewordenen geschäftlichen und betriebli-

chen Angelegenheiten Stillschweigen zu bewahren und sämtliche im Zusammenhang 
mit der Erfüllung dieser Vereinbarung stehenden Informationen auch über dessen Ab-
lauf hinaus streng vertraulich zu behandeln. Gleiches gilt für personenbezogene Daten, 
die unter die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes fallen.  

(2) Die Parteien verpflichten sich, Informationen, Unterlagen oder Daten ausschließlich zur 
Erfüllung der in dieser Vereinbarung enthaltenen Pflichten zu nutzen oder zu verwerten.  
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6. Schlussbestimmungen 
 
Sollte eine Bestimmung dieser Absichtserklärung unwirksam sein, wird die Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die Parteien werden die unwirksame Bestim-
mung unverzüglich durch eine solche wirksame ersetzen, die dem Zweck der unwirksamen 
Bestimmung am nächsten kommt. 
 
Auf diese Absichtserklärung findet deutsches Recht Anwendung. Gerichtsstand ist der Ort 
der Antragsteller*in. 
 

 
 
________________________________ 
Ort, Datum 
   

 
 
________________________________ 
Ort, Datum 

 
 
 
________________________________ 
Unterschrift Antragsteller*in 

 
 
 
________________________________ 
Unterschrift Kooperationspartner*in 

 
 
 
 
________________________________ 
Name in Druckschrift 

 
 
 
 
________________________________ 
Name in Druckschrift  

 


